
URTEIL VOM II. 6. 1991 — RECHTSSACHE C-307/89 

URTEIL DES GERICHTSHOFES 
11. Juni 1991* 

In der Rechtssache C-307/89 

Kommission der Europäischen Gemeinschaften, vertreten durch Jean-Claude Sé­
ché, Juristischer Dienst, als Bevollmächtigten, Zustellungsbevollmächtigter: Guido 
Berardis, Juristischer Dienst, Centre "Wagner, Luxemburg-Kirchberg, 

Klägerin, 

gegen 

Französische Republik, vertreten durch Edwige Belliard, Directeur-adjoint der Di­
rection des affaires juridiques im Ministerium für Auswärtige Angelegenheiten, 
und durch Claude Chavance, Attaché principal d'administration centrale im Mini­
sterium für Auswärtige Angelegenheiten, als Bevollmächtigte, Zustellungsanschrift: 
Französische Botschaft, 9, boulevard du Prince Henri, Luxemburg, 

Beklagte, 

wegen Feststellung, daß die Französische Republik dadurch gegen ihre Verpflich­
tungen aus Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates 
vom 14. Juni 1971 über die Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf 
Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Familienangehörige, die innerhalb der 
Gemeinschaft zu- und abwandern [in der Fassung der Verordnung (EWG) 
Nr. 2001/83 des Rates vom 2. Juni 1983, ABl. L 230, S. 6], verstoßen hat, daß 
sie für Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten, die in den Geltungsbereich dieser 
Verordnung fallen, in Frankreich wohnen und eine Leistung der sozialen Sicher­
heit nach den Artikeln L 815-2 und L 815-3 des neuen französischen Code de la 
sécurité sociale zu Lasten eines französischen Systems beziehen, die Voraussetzung 
aufstellt, daß ein Gegenseitigkeitsabkommen besteht und daß diese Personen vor­
her im Gebiet der Französischen Republik gewohnt haben, 

erläßt 

* Verfahrenssprache: Französisch. 
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KOMMISSION / FRANKREICH 

DER GERICHTSHOF 

unter Mitwirkung des Präsidenten O. Due, der Kammerpräsidenten J. C. Moi-
tinho de Almeida und M. Diez de Velasco, der Richter C. N. Kakouris, 
F. A. Schockweiler, F. Grévisse und P. J. G. Kapteyn, 

Generalanwalt: W. Van Gerven 

Kanzler: H. A. Rühl, Hauptverwaltungsrat 

aufgrund des Sitzungsberichts, 

nach Anhörung der Parteien in der Sitzung vom 16. April 1991, 
nach Anhörung der Schlußanträge des Generalanwalts in der Sitzung vom 
24. April 1991, 

folgendes 

Urteil 

1 Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften hat mit Klageschrift, die am 
8. Oktober 1989 bei der Kanzlei des Gerichtshofes eingegangen ist, gemäß Artikel 
169 EWG-Vertrag Klage auf Feststellung erhoben, daß die Französische Republik 
dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 über die Anwendung der Sy­
steme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und Selbständige sowie deren Fa­
milienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft zu- und abwandern [in der Fas­
sung der Verordnung (EWG) Nr. 2001/83 des Rates vom 2. Juni 1983, ABl. 
L 230, S. 6; nachstehend: Verordnung], verstoßen hat, daß sie für Staatsangehö­
rige anderer Mitgliedstaaten, die in den Geltungsbereich dieser Verordnung fallen, 
in Frankreich wohnen und eine Leistung der sozialen Sicherheit nach den Artikeln 
L 815-2 und L 815-3 des neuen französischen Code de la sécurité sociale (Ge­
setzbuch der sozialen Sicherheit, nachstehend: CSS) zu Lasten eines französischen 
Systems beziehen, die Voraussetzung aufstellt, daß ein Gegenseitigkeitsabkommen 
besteht und daß diese Personen vorher im Gebiet der Französischen Republik ge­
wohnt haben. 
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2 In den Artikeln L 815-2 und L 815-3 CSS ist geregelt, welchen französischen 
Staatsangehörigen die Zusatzbeihilfe des Fonds national de solidarité (nachste­
hend: FNS) gewährt wird. Diese Beihilfe ist in Kapitel V des Titels I „Beihilfen 
für ältere Menschen" des Buches VIII des CSS geregelt. Gemäß Artikel L 815-1 
wurde der FNS errichtet, um eine allgemeine Politik des Schutzes älterer Men­
schen, insbesondere durch Verbesserung der Pensionen, Renten und Altersbeihil­
fen, zu fördern. 

3 Gemäß Artikel L 815-2 müssen die Betreffenden ihren Wohnort in Frankreich ha­
ben, wobei Dauer und Bedingungen durch Dekret festgelegt werden. Gemäß Arti­
kel L 815-5 wird die Zusatzbeihilfe Ausländern nur gewährt, wenn ein Gegensei­
tigkeitsabkommen besteht. 

4 Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1408/71 bestimmt seinerseits, daß die Per­
sonen, die im Gebiet eines Mitgliedstaats wohnen und für die diese Verordnung 
gilt, die gleichen Rechte und Pflichten aufgrund der Rechtsvorschriften eines Mit­
gliedstaats haben wie die Staatsangehörigen dieses Staates, soweit besondere Be­
stimmungen dieser Verordnung nichts anderes vorsehen. 

s Gemäß ihrem Artikel 4 Absatz 1 gilt die Verordnung Nr. 1408/71 für alle Rechts­
vorschriften über Zweige der sozialen Sicherheit, die — neben anderen Leistungs­
arten — die Leistungen bei Invalidität und bei Alter betreffen. Gemäß Artikel 4 
Absatz 4 ist diese Verordnung auf die Sozialhilfe nicht anzuwenden. 

6 Mit Schreiben vom 4. Dezember 1985 forderte die Kommission die französische 
Regierung auf, zur Vereinbarkeit der genannten Vorschriften des CSS mit dem 
Gemeinschaftsrecht Stellung zu nehmen. Die französischen Stellen wendeten mit 
Schreiben vom 7. März 1986 ein, die Verordnung Nr. 1408/71 gelte nicht für die 
Zusatzbeihilfe, da diese Beihilfe eine Sozialhilfeleistung sei. 
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7 Am 14. Oktober 1987 gab die Kommission gemäß Artikel 169 EWG-Vertrag eine 
mit Gründen versehene Stellungnahme ab und forderte die französische Regierung 
auf, dieser innerhalb von dreißig Tagen nachzukommen. Mit Schreiben vom 
26. November 1987 und 6. Juni 1988 teilten die französischen Stellen der Kom­
mission mit, daß ein Gegenseitigkeitsabkommen nicht mehr Voraussetzung für die 
Gewährung einer Zusatzbeihilfe an Staatsangehörige anderer Mitgliedstaaten sei 
und daß die in Artikel L 815-2 CSS erwähnten Durchführungsdekrete niemals er­
lassen worden seien. 

8 Da die französische Regierung der Kommission nicht mitgeteilt hat, welche 
Rechtsvorschriften sie erlassen hat, um die beanstandete Vertragsverletzung abzu­
stellen, hat die Kommission die vorliegende Klage erhoben. 

9 Wegen weiterer Einzelheiten des Sachverhalts, des Verfahrensablaufs und des Par­
teivorbringens wird auf den Sitzungsbericht verwiesen. Der Akteninhalt wird im 
folgenden nur insoweit wiedergegeben, als die Begründung des Urteils dies erfor­
dert. 

io Nach der Rechtsprechung des Gerichtshofes gehören Rechtsvorschriften wie die 
hier streitigen, soweit sie einen Anspruch auf Zusatzleistungen verleihen, durch die 
die Einkünfte von Beziehern von Renten der sozialen Sicherheit, unabhängig von 
jeder Beurteilung der individuellen Bedürftigkeit und Verhältnisse, die für die So­
zialhilfe kennzeichnend ist, erhöht werden sollen, zum System der sozialen Sicher­
heit im Sinne der Verordnung Nr. 1408/71. 

1 1 Die Artikel L 815-2 und L 815-5 CSS sind mit dem in Artikel 3 Absatz 1 der 
Verordnung Nr. 1408/71 geregelten Gleichbehandlungsgrundsatz insofern unver­
einbar, als sie die Gewährung der fraglichen Beihilfen an Staatsangehörige anderer 
Mitgliedstaaten, die in Frankreich wohnen, an die Voraussetzung knüpfen, daß 
zwischen diesen Staaten und Frankreich ein Gegenseitigkeitsabkommen geschlos­
sen wurde und diese Personen vorher im Gebiet der Französischen Republik ge­
wohnt haben. 
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12 Wie aus den Akten hervorgeht, stellt die französische Regierung nicht mehr in 
Abrede, daß die beanstandeten Rechtsvorschriften mit dem Gemeinschaftsrecht 
unvereinbar sind. Sie macht indessen geltend, daß Artikel L 815-5 CSS aufgrund 
des ministeriellen Rundschreibens Nr. 1370 vom 5. November 1987 und im An­
schluß an eine ministerielle Weisung an die Verwaltungsorgane in der Praxis nicht 
mehr auf Gemeinschaftsbürger angewendet und daß Artikel L 815-2 CSS wegen 
des Fehlens von Durchführungsdekreten tatsächlich nicht zur Anwendung komme. 

1 3 Wie sich jedoch aus der Rechtsprechung des Gerichtshofes ergibt, läßt die unver­
änderte Fortgeltung einer nationalen Regelung, die als solche mit dem Gemein­
schaftsrecht unvereinbar ist, selbst dann, wenn der fragliche Mitgliedstaat im Ein­
klang mit dem Gemeinschaftsrecht handelt, Unklarheiten tatsächlicher Art beste­
hen, weil die betroffenen Normadressaten bezüglich der ihnen eröffneten Mög­
lichkeiten, sich auf das Gemeinschaftsrecht zu berufen, in einem Zustand der Un­
gewißheit gelassen werden. Diese Ungewißheit kann dadurch, daß es sich bei dem, 
was der Anwendung des nationalen Gesetzes entgegenstehen soll, um rein behör­
deninterne Verwaltungsanweisungen handelt, nur verstärkt werden (vgl. Urteil 
vom 4. April 1974 in der Rechtssache 167/73, Kommission/Frankreich, Slg. 1974, 
359, Randnrn. 41 und 42). 

H Nach alledem ist festzustellen, daß die Französische Republik dadurch gegen ihre 
Verpflichtungen aus Artikel 3 Absatz 1 der Verordnung Nr. 1408/71 verstoßen 
hat, daß sie Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaaten, die in Frankreich wohnen 
und unter diese Verordnung fallen, die Leistung der sozialen Sicherheit nach den 
Artikeln L 815-2 und L 815-3 des neuen französischen Code de la sécurité sociale 
nur unter der Voraussetzung gewährt, daß ein Gegenseitigkeitsabkommen besteht 
und daß diese Personen vorher in Frankreich gewohnt haben. 

Kosten 

is Nach Artikel 69 § 2 der Verfahrensordnung ist die unterliegende Partei zur Tra­
gung der Kosten zu verurteilen. Da die Französische Republik mit ihrem Vorbrin­
gen unterlegen ist, sind ihr die Kosten aufzuerlegen. 
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Aus diesen Gründen 

hat 

DER GERICHTSHOF 

für Recht erkannt und entschieden: 

1) Die Französische Republik hat dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 
3 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 
über die Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und 
Selbständige sowie deren Familienangehörige, die innerhalb der Gemeinschaft 
zu- und abwandern, verstoßen, daß sie Staatsangehörigen anderer Mitgliedstaa­
ten, die in Frankreich wohnen und unter diese Verordnung fallen, die Leistung 
der sozialen Sicherheit nach den Artikeln L 815-2 und L 815-3 des neuen fran­
zösischen Code de la sécurité sociale nur unter der Voraussetzung gewährt, daß 
ein Gegenseitigkeitsabkommen besteht und daß diese Personen vorher in Frank­
reich gewohnt haben. 

2) Die Französische Republik trägt die Kosten des Verfahrens. 

Due Moitinho de Almeida Diez de Velasco 

Kakouris Schockweiler Grévisse Kapteyn 

Verkündet in öffentlicher Sitzung in Luxemburg am 11. Juni 1991. 

Der Kanzler 

J.-G. Giraud 

Der Präsident 

O. Due 
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